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7.5 Hilfe in anderen Lebenslagen (9. Kapitel SGB XII)
7.6 Besonderheiten beim Einkommenseinsatz bei Leistungen nach dem 5. bis 9.

Kapitel SGB XII (§§ 85–89 SGB XII)



VORWORT			Sie	 bereiten	 sich	 auf	 die	 Verwaltungsfachangestellten-	 oder	 die	 ErsteVerwaltungsprüfung	 bzw.	 auf	 einen	 vergleichbaren	 Abschluss	 imBeamtenbereich	vor?Dann	ist	diese	Lehrbuchreihe	genau	richtig	für	Sie!Sie	 vermittelt	 Ihnen	 das	 nach	 den	 aktuellen	 Lehr-	 undStoffverteilungsplänen	 in	 Nordrhein-Westfalen	 vorausgesetzte	Wissenin	 kompakter	 und	 verständlicher	 Form,	 von	 Praktiker*innen	 fürangehende	 Praktiker*innen.	 Alle	 Autoren	 kennen	 die	 Lehrinhalte	 unddie	 Prüfungsanforderungen	 der	 jeweiligen	 Fächer	 bestens,	 da	 sie	 alshauptamtliche	oder	nebendienstliche	Dozierende	tätig	sind.Aber	 auch	 zur	 Vorbereitung	 auf	 das	 Auswahlverfahren	 oder	 zurAuffrischung	 bzw.	 Grundlagenvermittlung	 für	 den	 ZweitenVerwaltungslehrgang	ist	diese	Reihe	hervorragend	geeignet.Sollten	 Sie	 Anregungen	 oder	Wünsche	 haben,	 scheuen	 Sie	 sich	 nicht,diese	mitzuteilen	(Maximilian	Verlag	GmbH	&	Co.	KG,	Postfach	104504,20031	Hamburg).Die	Arbeitsgemeinschaft	der	 Studienleiter*innen	NRW	wünscht	 Ihnengutes	Gelingen	für	Ihr	beru�liches	Weiterkommen.	Wir	sind	überzeugt,Ihnen	mit	dieser	Lehrbuchreihe	das	nötige	Wissen	für	Ihre	beru�lichenPrüfungen,	aber	auch	für	die	Praxis	zu	vermitteln.	
Köln,	im	Dezember	2019



	
Patricia	Florack

Rheinisches Studieninstitut in Köln

Leiterin der Arbeitsgemeinschaft 
der Studieninstitute in Nordrhein-Westfalen



ERSTER TEIL
ALLGEMEINES ZUM SGB II UND SGB XII

1 Allgemeine GrundlagenBevor	 wir	 uns	 inhaltlich	 mit	 den	 Leistungen	 nach	 dem	 SGB	 II(Grundsicherung	 für	 Arbeitsuchende)	 und	 dem	 SGB	 XII	 (Sozialhilfe)beschäftigen,	 erfolgt	 ein	 kurzer	 Überblick	 über	 dieverfassungsrechtlichen	 –	 also	 die	 im	 Grundgesetz	 verankerten	 –Grundlagen	des	Sozialrechts,	über	das	System	der	sozialen	Sicherung	inDeutschland	 sowie	 über	 Bedeutung	 und	 Au�bau	 des„Sozialgesetzbuchs“.
1.1 VERFASSUNGSRECHTLICHE GRUNDLAGEN

1.1.1 Das Sozialstaatsprinzip (Art. 20 GG)Nach	 Art.	 20	 Abs.	 1	 Grundgesetz	 (GG)	 ist	 die	 BundesrepublikDeutschland	 ein	 demokratischer	 und	 sozialer	 Bundesstaat,	 und	 nachArt.	28	Abs.	1	GG	muss	die	demokratische	Ordnung	in	den	Ländern	denGrundsätzen	 des	 republikanischen,	 demokratischen	 und	 sozialenRechtsstaates	i. S. d.	Grundgesetzes	entsprechen.	Was	genau	unter	demSozialstaatsprinzip	 zu	 verstehen	 ist,	 ergibt	 sich	 nicht	 direkt	 aus	 demGG,	 sondern	 wurde	 u. a.	 durch	 die	 Rechtsprechung	 desBundesverfassungsgerichts	 wie	 folgt	 konkretisiert:	 Der	 Staat	 hat	 dieP�licht,	für	einen	Ausgleich	der	sozialen	Gegensätze	und	damit	für	einegerechte	Sozialordnung	zu	sorgen.1
1.1.2 Verfassungsrechtliche Garantie (Art. 79 GG)



In	Art.	79	Abs.	3	GG	ist	geregelt,	 in	welchen	Fällen	eine	Änderung	desGG	unzulässig	ist.	Dies	wäre	u. a.	dann	der	Fall,	wenn	die	in	den	Art.	1und	 20	 niedergelegten	 Grundsätze	 durch	 eine	 Änderung	 berührtwürden.	Das	Sozialstaatsprinzip	ist	in	Art.	20	GG	niedergelegt	und	darfsomit	nicht	abgeschafft	werden;	es	gehört	zum	sog.	unveränderbaren
Kernbereich	des	GG.
1.1.3 Aufgabe der SozialgesetzbücherIn	§	1	SGB	I	wird	das	Sozialstaatsprinzip	ebenfalls	konkretisiert.	NachAbs.	1	soll	das	Recht	des	Sozialgesetzbuchs	dazu	beitragen,• ein	menschenwürdiges	Dasein	zu	sichern,• gleiche	Voraussetzungen	für	die	freie	Entfaltung	der	Persönlichkeit,insbesondere	auch	für	junge	Menschen,	zu	schaffen,• die	Familie	zu	schützen	und	zu	fördern,• den	Erwerb	des	Lebensunterhalts	durch	eine	frei	gewählte	Tätigkeitzu	ermöglichen	und• besondere	Belastungen	des	Lebens,	auch	durch	Hilfe	zur	Selbsthilfe,abzuwenden	oder	auszugleichen.Zur	 Sicherung	 eines	menschenwürdigen	Daseins	 gehört	 es	 auch,	 dassder	 Staat	 ein	 Existenzminimum	 sicherstellt,	 wenn	 jemand	 nicht	 überausreichende	Mittel	verfügt,	um	seinen	Lebensunterhalt	zu	bestreiten.Dies	 erfolgt	 u. a.	 durch	 die	 Gewährung	 von	 Leistungen	 nach	 denSozialgesetzbüchern	II	und	XII.
1.2 DAS SYSTEM DER SOZIALEN SICHERUNGDas	 System	 der	 sozialen	 Sicherung	 in	 Deutschland	 ist	 dadurchgekennzeichnet,	 dass	 die	 Aufgabe,	 soziale	 Gerechtigkeit	 und	 sozialeSicherheit	 herzustellen,	 durch	 verschiedene	 Leistungsträgerwahrgenommen	 wird.	 Weiterhin	 gibt	 es	 unterschiedlicheLeistungsarten,	die	dazu	dienen,	diese	Aufgabe	zu	erfüllen.



1.2.1 Träger der sozialen SicherungMan	unterscheidet	die	Träger	der	sozialen	Sicherung	nach	öffentlichenund	privaten	Trägern.
Öffentliche	Träger	sind:• Bund• Länder• Gemeinden	und	Gemeindeverbände	(=	Kreise)• Sozialversicherungsträger,	 die	 ihre	 Aufgaben	 im	 Wege	 derSelbstverwaltung	 wahrnehmen,	 z. B.	 die	 Träger	 der	 Kranken-	 undRentenversicherung	und	BerufsgenossenschaftenDie	 Zahl	 der	privaten	Träger	 in	 Deutschland	 ist	 sehr	 hoch,	 weshalbhier	 keine	 vollständige	 Aufzählung	 erfolgen	 kann.	 Zu	 den	 privatenTrägern	gehören	u. a.:• Arbeitgeber-	und	Arbeitnehmerverbände• Kirchen	und	Religionsgemeinschaften• Verbände	der	freien	Wohlfahrtsp�lege,	z. B.	Caritas,	AWO• HilfsorganisationenInsbesondere	die	Kirchen,	Religionsgemeinschaften	und	Verbände	derfreien	 Wohlfahrtsp�lege	 nehmen	 viele	 Aufgaben	 wahr,	 die	 sonst	 derStaat	 übernehmen	 müsste.	 So	 sind	 sie	 z. B.	 häu�ig	 Träger	 vonKrankenhäusern,	 Kindergärten,	 Altenheimen,	 Jugendeinrichtungenusw.
1.2.2 Leistungsarten im System der sozialen SicherungUnterscheiden	 kann	 man	 Leistungen	 der	 öffentlichen	 sozialenSicherung,	 also	 „Sozialleistungen“,	 und	 private	 Möglichkeiten	 dersozialen	Sicherung.Die	 öffentliche	 soziale	 Sicherung	 baut	 nach	 dem	 sog.	 „klassischenSystem“	 auf	 drei	 Säulen	 auf,	 und	 zwar	 der	 Sozialversicherung,	 der



Versorgung	 und	der	Fürsorge.	 In	dem	nachfolgenden	Schaubild	 sinddie	 unterschiedlichen	 Voraussetzungen	 für	 die	 verschiedenenLeistungsarten	sowie	Beispiele	für	Leistungen	dargestellt.	
DIE DREI SÄULEN DER ÖFFENTLICHEN SOZIALEN SICHERUNG

Die	Fürsorgeleistungen	in	Form	der	Sozialhilfe	gibt	es	bereits	seit	1962.Sie	 zeichnen	 sich	 dadurch	 aus,	 dass	 sie	 bedarfsdeckend	 erbrachtwerden,	 d. h.,	 es	 gibt	 grundsätzlich	 keine	 Pauschalleistungen,	 die	 füralle	Bezieher	gleich	hoch	sind,	sondern	es	wird	immer	der	individuelleBedarf	 gedeckt.	 Bis	 zum	 31.12.2004	 fanden	 sich	 die	 entsprechendenRegelungen	im	Bundessozialhilfegesetz	(BSHG).Im	Rahmen	der	Arbeitslosenversicherung	 gab	 es	 bis	 2004	neben	denweiterhin	 bestehenden	 Leistungen	 in	 Form	 von	 Arbeitslosengeld	 dieLeistungen	der	Arbeitslosenhilfe.	Beide	Leistungen	waren	abhängig	von



vorherigen	 Beitragszahlungen,	 und	 die	 Höhe	 der	 Leistungen	 richtetesich	 danach,	 in	 welcher	 Höhe	 vorher	 Beiträge	 gezahlt	 wurden.Außerdem	 war	 die	 Dauer	 der	 Leistungsgewährung	 zeitlich	 befristet.Die	Arbeitslosenhilfe	war	geringer	als	das	Arbeitslosengeld	und	reichtehäu�ig	 nicht	 aus,	 um	 den	 Lebensunterhalt	 der	 Empfänger	 und	 ihrerFamilien	 zu	 decken,	 sodass	 zusätzlich	 Sozialhilfeleistungen	 erbrachtwurden.Mit	der	Einführung	der	Sozialgesetzbücher	 II	und	XII	zum	01.01.2005wollte	 der	 Gesetzgeber	 erreichen,	 dass	 die	 o. g.	 Fälle,	 in	 denenzusätzlich	 zur	 Arbeitslosenhilfe	 noch	 Sozialhilfe	 gezahlt	 wird,	 nichtmehr	vorkommen.	Die	Arbeitslosenhilfe	wurde	abgeschafft.	Nun	gibt	esbedarfsdeckende	Leistungen	zur	Sicherung	des	Lebensunterhalts	nachdem	 SGB	 II	 und	 dem	 SGB	 XII.	 Grob	 gesagt	 erhalten	 Personen,	 dieerwerbsfähig	sind	oder	mit	erwerbsfähigen	Personen	zusammenleben,Leistungen	 nach	 dem	 SGB	 II	 und	 nicht	 erwerbsfähige	 PersonenLeistungen	nach	dem	SGB	XII.Die	private	soziale	Sicherung	umfasst	z. B.	die	eigene	Vorsorge	durchVermögensbildung	 und	 den	 Abschluss	 privater(Zusatz-)Versicherungen	 gegen	 Krankheit,	 P�legebedürftigkeit,Berufsunfähigkeit	 o. Ä.,	 die	 Vorsorge	 durch	 Arbeitgeber	 in	 Form	 vonbetrieblicher	 Altersvorsorge	 sowie	 freiwillige	 Leistungen	 durchVerwandte,	Freunde,	Kirchen	usw.
1.3 BEDEUTUNG UND AUFBAU DES

SOZIALGESETZBUCHS

1.3.1 Zielsetzung und Entwicklung des SGBDie	 Bundesrepublik	 Deutschland	 hat	 sich	 zum	 Sozialstaatsprinzipbekannt	 und	 dies	 verfassungsrechtlich	 verankert	 undverfassungsrechtlich	 vor	 Änderungen	 geschützt.	 Eine	 konkrete



Ausformulierung	des	Prinzips	ist	in	der	Verfassung	nicht	zu	�inden.	Mitdem	 Verzicht,	 dieses	 Prinzip	 auszuformulieren	 und	 somit	 als	 starresPrinzip	 einzuführen,	 lässt	 man	 Spielraum	 und	 Gelegenheit,	 auf	 diegesellschaftliche	Entwicklung	reagieren	zu	können.Die	Gesetzgeber	können	dieses	Prinzip	konkret	ausformulieren.Für	 die	 Umsetzung	 des	 Sozialstaatsprinzips	 wurden	 viele	 sozialeGesetze	 geschaffen,	 die	 zur	 sozialen	 Absicherung	 dienen	 und	 densozialen	Ausgleich	wahren	sollen.Mit	 der	 Schaffung	 eines	 Sozialgesetzbuchs	 soll	 die	 Vielzahl	 derEinzelgesetze	 vereinheitlicht	 werden	 und	 die	 Durchführung	 desVerwaltungsverfahrens	 gemeinsamen	 gesetzlichen	 Regelungenunterworfen	werden.	 Seit	 den	 70er-Jahren	wird	 daran	 gearbeitet,	 dieunterschiedlichen	 Sozialgesetzbücher	 in	 einem	 Sozialgesetzbuch	 zuvereinheitlichen.	Der	Bürger	soll	Rechtsansprüche	einfacher	erkennenund	 somit	 Vertrauen	 in	 den	 sozialen	 Rechtsstaat	 erlangen.	 Derausführenden	 und	 der	 Recht	 sprechenden	 Gewalt	 soll	 dieZusammenführung	 der	 sozialrechtlichen	 Einzelgesetze	 in	 eineinheitliches	Buch	die	Verwaltungsarbeit	erleichtern,	eine	einheitlicheRechtsanwendung	 der	 verschiedenen	 Institutionen	 ermöglichen	 unddie	 Rechtsprechung	 erleichtern.	 Durch	 einheitliche	 Verwaltung	 undeinheitliche	Rechtsprechung	soll	das	Ziel	der	Rechtssicherheit	erreichtwerden.
1.3.2 Überblick über die SGB I–XIIDas	SGB	unterteilt	 sich	 in	mehrere	Bücher.	Die	Vorschriften	des	SGB	 I(z. B.	 über	 das	 Sozialgeheimnis	 oder	 die	 Mitwirkung	 desLeistungsberechtigten)	gelten	für	alle	Sozialleistungsbereiche.	Auch	dasSGB	 X:	 Sozialverwaltungsverfahren	 und	 Sozialdatenschutz	 enthältBestimmungen	 für	 alle	 Sozialleistungsbereiche	 (z. B.	 über	 dieAkteneinsicht	 oder	 die	 Datenerhebung,	 -verarbeitung	 und	 -nutzung).Die	übrigen	besonderen	Teile	des	 SGB	gelten	dagegen	 jeweils	 nur	 fürbestimme	 Sozialleistungsbereiche.	 Sie	 beinhalten	 vor	 allem	 dieVorschriften	 über	 Voraussetzungen,	 Art	 und	 Umfang	 der	 einzelnenSozialleistungen.



Die	unterschiedlichen	Einzelgesetze,	die	der	sozialen	Sicherheit	dienensollten,	 führten	 nach	 dem	 Zweiten	 Weltkrieg	 zu	 einer	 hohenUnsicherheit	 in	 der	 Bevölkerung.	 Die	 Zusammenführung	 zu	 einemSozialgesetzbuch	 erfolgte	 seit	 1976.	 2005	wurden	 die	 bislang	 letztenSozialgesetzbücher	II	und	XII	hinzugefügt.Nachfolgend	genannt	sind	die	zwölf	Bücher	des	Sozialgesetzbuchs	mitihrem	Datum	des	Inkrafttretens:
Erstes	Buch: Allgemeiner	Teil	(SGB	I) 01.01.1976Zweites	Buch: Grundsicherung	 für	 Arbeitsuchende(SGB	II) 01.01.2005Drittes	Buch: Arbeitsförderung	(SGB	III) 01.01.1998Viertes	Buch: Gemeinsame	Vorschriften	für	die 01.07.1977	 Sozialversicherung	(SGB	IV) 	Fünftes	Buch: Gesetzliche	Krankenversicherung	(SGB	V) 01.01.1989SechstesBuch: Gesetzliche	Rentenversicherung	(SGB	VI) 01.01.1992Siebtes	Buch: Gesetzliche	Unfallversicherung	(SGB	VII) 01.01.1997Achtes	Buch: Kinder	und	Jugendhilfe	(SGB	VIII) 01.01.1991NeuntesBuch: Rehabilitation	und	Teilhabe	von 01.07.2001	 Menschen	mit	Behinderungen	(SGB	IX) 	Zehntes	Buch: Sozialverwaltungsverfahren	und 01.01.1981/	 Sozialdatenschutz	(SGB	X) 01.07.1983Elftes	Buch: Soziale	P�legeversicherung	(SGB	XI) 01.01.1995ZwölftesBuch: Sozialhilfe	(SGB	XII) 01.01.2005
1.3.3 Besondere Teile des SGB im ÜberblickMit	 der	 Einführung	 des	 Bundessozialhilfegesetzes	 und	 derArbeitslosenhilfe,	 jetzt	SGB	 II	und	SGB	XII,	wurden	die	vorerst	 letzten



Gesetze	 in	 das	 Sozialgesetzbuch	 eingeführt.	 Es	 gibt	 jedoch	 nochmehrere	Gesetze,	die	Bestandteil	des	Sozialgesetzbuchs	sein	sollen.	Biszu	deren	Einp�lege	in	die	Systematik	des	Sozialgesetzbuchs	gelten	diesedurch	die	Übergangsvorschrift	des	§	68	SGB	 I	als	besondere	Teile	desSGB.Zu	 diesen	 Gesetzen	 gehören	 u. a.	 dasBundesausbildungsförderungsgesetz	 (BAföG),	 dasBundeskindergeldgesetz	 (BKGG),	 das	 Wohngeldgesetz	 (WoGG),	 dasUnterhaltsvorschussgesetz	 (UVG)	 sowie	 das	 Bundeselterngeldgesetz(BEEG).Nach	 derzeitigem	 Stand	wird	 das	 nächste	 Sozialgesetzbuch	 das	 BuchNummer	 XIV.	 Dieses	 soll	 Regelungen	 im	 Bereich	 derOpferentschädigung	 enthalten.	 Da	 die	 soziale	 Entschädigung	 derzeitneu	 geregelt	 wird,	 ist	 dieses	 Sozialgesetzbuch	 noch	 nicht	 in	 Kraftgetreten.Ausgelassen	 wird	 bei	 der	 Nummerierung	 des	 Sozialgesetzbuchs	 dieNummer	 XIII.	 Da	 es	 sich	 beim	 SGB	 XIV	 um	 Regelungen	 zurEntschädigung	 von	 Opfern	 von	 Gewalttaten	 handeln	 wird,	 batenOpferverbände,	die	Zahl	XIII	auszulassen,	da	diese	Zahl	abergläubig	mitUnglück	in	Verbindung	gebracht	werden	kann.
1.3.4 Anwendung des SGB I und SGB X im Bereich der sozialen

SicherungIn	 §	 1	 SGB	 I	 werden	 mit	 der	 Verdeutlichung	 der	 Aufgabe	 desSozialgesetzbuchs	 bewusst	 nochmals	 die	 Verbindung	 und	 der	 Bezugzum	 Grundgesetz	 und	 zu	 den	 sozialen	 Grundrechten	 hergestellt.	 DasSozialstaatsgebot	 wird	 deutlich	 mit	 Leben	 gefüllt	 und	 konkretumsetzbar	gemacht.§	37	Satz	1	SGB	I	regelt	die	Anwendung	der	Vorschriften	des	SGB	I	undSGB	 X	 für	 alle	 Sozialleistungsbereiche	 des	 Sozialgesetzbuchs,	 sofernsich	 in	 den	 einzelnen	 Büchern	 keine	 konkreten	 Spezialvorschriften�inden	lassen.



Der	Vorbehalt	der	spezialgesetzlichen	Regelung	gilt	nicht	für	die	§§	1–17	und	31–36	SGB	I	(§	37	Satz	2	SGB	I).Damit	gelten	diese	Normen	für	alle	Sozialgesetzbücher	übergreifend,	d. h.,	auch	für	die	Grundsicherung	für	Arbeitsuchende	und	die	Sozialhilfegelten	sie	unmittelbar	und	uneingeschränkt:
§§	 11–17SGB	I 	 	 –		 Allgemeines	 über	 Sozialleistungen	 undSozialleistungsträger§§	 31–36SGB	I 	 	 –		 Allgemeine	Grundsätze
Wie	 die	 sozialen	 Sicherungsleistungen	 zu	 erbringen	 sind,	 regelt	 §	 11SGB	I.Aus	 der	 Reihenfolge	 der	 Benennung	 dieser	 Leistungsarten	 kann	 eineRangfolge	 abgeleitet	 werden.	 Gegenstand	 der	 sozialen	 Rechte	 sinddemnach	 Dienst-,	 Sach-	 oder	 Geldleistungen.	 Unter	 Dienstleistungversteht	 man	 die	 Au�klärung	 der	 Bevölkerung	 über	 Rechte	 undP�lichten	 sowie	 den	 Anspruch	 auf	 Beratung	 und	 Auskunft	 durch	 diezuständigen	 Sozialleistungsträger.	 Daraus	 ergibt	 sich	 ein	 individuellerBeratungsanspruch	 des	 Hilfesuchenden	 bzw.	 des	 Antragstellers.Konkrete	materielle	Hilfen	sind	dann	als	Sach-	oder	Dienstleistungen	zuerbringen.	 Die	 Unterteilung	 der	 Leistungsarten	 ist	 ebenfalls	 in	 denSozialgesetzbüchern	II	(§		4	Abs.	1	SGB	II)	und	XII	(§	10	Abs.	2	SGB	XII)zu	�inden.Ein	 allgemeiner	 Beratungsanspruch	 des	 Hilfesuchenden	 ist	 in	 §	 14SGB	 I	 verankert.	 Hierbei	 besteht	 insbesondere	 der	 Anspruch	 aufindividuelle	 Beratung	 hinsichtlich	 der	 besonderen	 Situation	 der	 Ratsuchenden	 Person.	 Dabei	 unterliegt	 der	 RatsuchendeMitwirkungsp�lichten,	 die	 in	 den	 §§	 60–67	 SGB	 I	 einheitlich	 für	 alleSozialgesetzbücher	verankert	sind	(siehe	Kapitel	1.3.6).Die	 Antragstellung	 auf	 eine	 konkrete	 Sozialleistung	 kann	 durchschriftliche	 oder	mündliche	 Erklärung	 erfolgen.	 §	 16	 SGB	 I	 regelt	 die



Zuständigkeit	 für	 die	 Antragsannahme	 und	 den	 Grundsatz,	 dassAnträge	bei	dem	zuständigen	Leistungsträger	zu	stellen	sind.Damit	 der	 Person,	 die	 ihren	 Antrag	 beim	 unzuständigenLeistungsträger	 stellt,	 kein	 Nachteil	 entsteht,	 werden	 dieunzuständigen	 Leistungsträger	 zur	 unverzüglichen	 Weiterleitung	 alsauch	zur	Annahme	des	Antrags	verp�lichtet	gemäß	§	16	Abs.	2	SGB	I.Die	 Leistungen	 der	 Grundsicherung	 für	 Arbeitsuchende	 nach	 demZweiten	Buch	Sozialgesetzbuch	(SGB	II)	sind	gemäß	§	37	Abs.	1	SGB	IIantragsabhängig.	Leistungen	nach	dem	Zwölften	Buch	Sozialgesetzbuch(SGB	XII)	hingegen	sind	nicht	von	einem	Antrag	abhängig.	Ausnahmenbilden	 dabei	 u. a.	 die	 Leistungen	 der	 Grundsicherung	 nach	 dem	 4.Kapitel	SGB	XII	sowie	ergänzende	Darlehen	nach	§	37	SGB	XII.§	 31	 SGB	 I	 unterwirft	 das	 Recht	 der	 Sozialleistungen	 einemumfassenden	 Gesetzesvorbehalt.	 Jede	 Handlung	 derSozialleistungsbehörden	bedarf	demnach	einer	gesetzlichen	Grundlage.Dies	gilt	für	die	Begrenzung	von	Rechten	ebenso	wie	für	die	Gewährungvon	Sozialleistungen	bzw.	die	Begründung	von	Rechtsansprüchen.Die	 bei	 den	 Sozialleistungsträgern	 gemachten	 Angaben	 unterliegendem	Sozialdatenschutz	gemäß	§	35	SGB	I	i. V. m.	den	§§	67	ff.	SGB	X.	DieEinzelangaben	 über	 persönliche	 und	 sachliche	 Verhältnisse,	 die	 voneinem	Betroffenen	von	einem	Sozialleistungsträger	zur	Wahrnehmungder	Aufgaben	nach	dem	Sozialgesetzbuch	erhoben	werden,	unterliegeneinem	umfassenden	Sozialgeheimnis.	Dies	schützt	den	Betroffenen	vorDatenerhebung	und	-speicherung,	aber	auch	im	Umgang	mit	diesen	imVerhältnis	zu	Dritten.Gemäß	der	§§	104	 ff.	des	Bürgerlichen	Gesetzbuchs	werden	Personenerst	mit	der	Vollendung	des	18.	Lebensjahres	voll	handlungsfähig.	§	36SGB	 I	befähigt	 jedoch	bereits	 ab	Vollendung	des	15.	 Lebensjahres	 zurAntragstellung	 auf	 Sozialleistungen	 sowie	 Verfolgung	 der	 Ansprücheund	Entgegennahme	von	Sozialleistungen.



Der	 Sozialleistungsträger	 ist	 zur	 Unterrichtung	 der	 gesetzlichenVertreter	über	die	Antragstellung	und	die	erbrachten	Sozialleistungenverp�lichtet.	Werden	 von	 einem	minderjährigen	Antragsteller	Anträgezurückgenommen,	 auf	 Sozialleistungen	 verzichtet	 oder	 Anträge	 aufDarlehen	 gestellt,	 bedarf	 es	 jedoch	 der	 Zustimmung	 des	 gesetzlichenVertreters	(§	36	Abs.	2	SGB	I).Für	 das	 Verwaltungsverfahren	 gelten	 die	 Vorschriften	 des	 ZehntenBuchs	 Sozialgesetzbuch	 (SGB	 X).	 Mit	 der	 Festlegung	 einheitlicherVerfahrensvorschriften	 werden	 diese	 einheitlich	 und	 übersichtlichgeregelt.	 Das	 Zehnte	Buch	 des	 Sozialgesetzbuchs	wurde	 dabei	 in	 dreiKapitel	gegliedert:
I. Kapitel Das	Verwaltungsverfahren §§	1–66	SGB	XII. Kapitel Der	Schutz	der	Sozialdaten §§	67–85a	SGB	XIII.Kapitel Die	Zusammenarbeit	der	Leistungsträger §§	86–119	SGB	XUm	 Einheitlichkeit	 im	 gesamten	 Verwaltungsverfahren	 zu	 erzielen,wurden	 viele	 Normen	 des	 Verwaltungsverfahrensgesetzes	 wörtlichübernommen.	 Abweichungen	 sind	 in	 den	 Bereichen	 zu	 �inden,	 dieaufgrund	 der	 Besonderheiten	 des	 Sozialrechts	 notwendig	 waren.	 Sowerden	in	den	rechtlichen	Normen	des	Zehnten	Buchs	u. a.	Regelungenzur	Zuständigkeit	getroffen	(§	2	SGB	X),	Verfahrensgrundsätze	benannt(§§	8–25	SGB	X),	Regelungen	zum	Zustandekommen,	der	Begründungund	den	besonderen	Anforderungen	an	einen	Verwaltungsakt	 (§§	31–34	SGB	X)	sowie	Bestimmungen	zur	Au�hebung	von	Verwaltungsakten(§§	44–49	SGB	X)	getroffen.
1.3.5 Allgemeine Grundsätze des LeistungsrechtsDem	 Vorbehalt	 spezieller	 Regelungen	 in	 den	 anderen	 Büchernunterliegen	 die	 §§	 38–59	 SGB	 I,	 die	 im	 Leistungsrecht	 als	 Grundsatzanzuwenden	sind,	sofern	es	dazu	keine	vorrangige	Regelung	gibt.


